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Schriftlicher Beridil 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Vierten D-Markbilanzergänzungsgesetzes 

— Drucksache 2186 — 


A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Kühlmann-Stumm 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Der Gesetzentwurf wurde in der 133. Vollver- | 
Sammlung am 17. November 1960 an den Finanz- , 
aussdiuß federführend und an den Wirtschaftsaus- 
schuß mitberatend überwiesen. Der Wirtschaftsaus- | 
schuß hat dem Finanzausschuß die Annahme des 
Regierungsentwurfs empfohlen. Der Finanzausschuß | 
hat die Vorlage in seinen Sitzungen am 11., 19., 25. i 
und 26. Januar sowie 9. Februar 1961 behandelt. 

Das Vierte D-Markbilanzerganzungsgesetz soll 
den Abschluß der D-Markbilanzgesetzgebung brin- . 
gen. Der Gesetzentwurf baut auf der Systematik 
der vorangegangenen D-Markbilanzgesetze auf und i 
regelt die noch offengebliebenen Fragen der Be- 
wertung bestimmter Vermögensgegenstände, die I 
bisher nur mit einem vorläufigen Wertansatz in j 
die DM-Eröffnungsbilanz auf genommen worden | 
waren. Insbesondere handelt es sich um die end- | 
gültige Bewertung des Auslandsvermögens, des ' 
Ostzonenvermögens und früherer Reichstitel. ! 

Der Finanzausschuß hat gegen die allgemeinen ' 
rechtspolitischen Überlegungen, die dem Gesetzen!- i 
wurf zugrunde liegen, keine Bedenken; den han- 
delsrechtlichen Bestimmungen hat er in der Fas- , 
sung der Regierungsvorlage zugestimmt. Das | 
Schwergewicht seiner Beratungen legte der Finanz- 
ausschuß auf die steuerrechtlichen Vorschriften des | 
Gesetzentwurfs: 


II. Einzelbemerkungen 
Zu § 12 Abs. 8 

Der Entwurf geht in § 12 davon aus, daß das Aus- 
landsvermögen, so wie es sich im Zeitpunkt der 


Rückgabe darstellt, steuerlich erfolgsneutral einge- 
bucht wird. Damit würden auch etwaige während 
der Zeit der Beschlagnahme des Vermögens ange- 
fallene Erträge, die dem Berechtigten mit der Rück- 
gabe des Vermögens zufließen, steuerfrei bleiben. 
Diese Folge kann im allgemeinen hingenommen 
werden, da es mit erheblichen Schwierigkeiten ver- 
bunden sein würde, das zurückgegebene Vermögen 
in jedem Fall in ursprünglich vorhandene Substanz 
und später — während der Zeit der Beschlagnahme 
— angefallene Erträge aufzuteilen. Der Ausschuß 
ist jedoch der Auffassung, daß von dieser Regelung 
eine Ausnahme bei dem in der Schweiz zurückgege- 
benen deutschen Vermögen vorgenommen werden 
soll. Hier wird eine Aufteilung des zurückgege- 
benen Vermögens in Substanz und Ertrag regel- 
mäßig ohne Schwierigkeiten möglich sein. In § 3 
Abs. 2 des Ratifizierungsgesetzes zu dem deutsch- 
schweizerischen Abkommen über die Vermögens- 
rückgabe vom 7. März 1953 (BGBl. II S. 15) ist die 
Besteuerung der Erträge des beschlagnahmten Ver- 
mögens bei der Rückgabe in bestimmtem Umfang 
vorgesehen. Diese Besteuerung dürfte inzwischen 
durchgeführt sein. Der Ausschuß hält es nicht für 
angebracht, diese Besteuerung wieder rückgängig 
zu machen. Er schlägt deshalb vor, § 12 des Ent- 
wurfs dahin zu ergänzen, daß die Vorschrift des 
§ 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 7. März 1953 über die 
Besteuerung der Erträge des zurückgegebenen 
deutschen Vermögens in der Schweiz weiterhin 
gültig bleibt. 

Zu § 13 

§ 13 Abs. 2 in der Fassung des Regierungsent- 
wurfs sah für bestimmte Fälle, in denen vorläufige 
Wertansätze für Vermögensgegenstände im Sinne 
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des § 47 DMBG bereits in der Vergangenheit mit 
Wirkung für die Steuern vom Vermögen berichtigt 
worden waren, eine Rückberichtigung zugunsten 
der Steuerpflichtigen vor. 

Bei der Vermögensteuer hätte sich diese Berich- 
tigung nur auf das Jahr 1949 ausgewirkt. Im Hin- 
blick auf die geringe zeitliche Auswirkung der Be- 
richtigung erschien es dem Ausschuß geboten, es 
bei den längst rechtskräftig gewordenen Veranla- 
gungen zur Vermögensteuer zu belassen. Absatz 2 
des Regierungsentwurfs wurde daher gestrichen. 

Auf dem Gebiet der Vermögensabgabe und der 
Kreditgewinn abgabe hatte § 13 Abs. 2 wegen der 
in § 14 enthaltenen Sonderregelung für das Aus- 
landsvermögen nur Bedeutung für sonstige vorläu- 
fig bewertete Vermögensgegenstände im Sinne des 
§ 4 Abs. 1 und 4. Im Falle einer ersatzlosen Strei- 
chung des § 13 Abs. 2 wäre die Rückberichtigung 
insoweit auch bei diesen Abgaben entfallen. Dies 
erschien jedoch dem Ausschuß nicht gerechtfertigt, 
da der obige, für die Vermögensteuer maßgebende 
Gesichtspunkt bei der Vermögensabgabe und der 
Kreditgewinnabgabe wegen ihrer langen Laufzeit 
(bei der Vermögensabgabe bis zum 31. März 1979) 
nicht zutrifft. Die Grundkonzeption des Regierungs- 
entwurfs (Nichtberücksichtigung der Werte im Sinne 
des § 4 Abs. 1 und 4 bei der Vermögensabgabe 
und Kreditgewinnabgabe) wurde daher nunmehr 
durch den in § 14 neu eingefügten Absatz 8 auf- 
rechterhalten. Dadurch wird für das Gebiet der Ver- 
mögensabgabe und der Kreditgewinnabgabe gleich- 
zeitig eine Vereinigung der bisher auf beide Para- 
graphen verteilten Vorschriften in § 14 erreicht. 

Zu § 14 

Im Einklang mit der Regierungsvorlage hält der 
Ausschuß eine Heranziehung des Auslandsver- 
mögens zur Vermögensabgabe und seine Berück- 
sichtigung bei der Wertermittlung für Zwecke der 
Kreditgewinnabgabe aus den dort angegebenen 
Gründen für erforderlich. 

Besonders eingehend hat sich der Ausschuß mit 
der Frage beschäftigt, ob die im Regierungsentwurf 
zur Beseitigung von Härten im Rahmen des § 14 
vorgesehenen Milderungen in vollem Ausmaß an- 
gebracht sind. Es handelt sich dabei einmal um die 
Abzinsung des Rückgabewerts für die Zeit vom 
Stichtag der DMEB bis zum Zeitpunkt der Rückgabe 
mit einem Abzinsungssatz von 5,5 v. H. jährlich, 
zum anderen um den Verzicht auf Entrichtung der 
Vierteljahrsraten für die Zeit vom 1. April 1952 
bis zum Ende des Kalendervierteljahrs, in dem die 
Rückgabe erfolgt. 

Im Ausschuß wurden zu dieser Frage verschie- 
dene Auffassungen vertreten. Von der einen Seite 
wurde den Vergünstigungen die Berechtigung ab- 
gesprochen im Hinblick darauf, daß mit der erfolgs- 
neutralen Einbuchung mit dem Rückgabewert ein 
Verzicht von u. U. beträchtlichem Ausmaß auf die 
Erfassung der bis zur Rückgabe angefallenen Er- 
träge verbunden sei, der entsprechend dem Grund- 
prinzip einer zweischneidigen Auswirkung der 
Wertansätze in der DMEB die volle Erfassung des 


I gleichen Wertansatzes bei der Vermögensabgabe 
! rechtfertige. Eine andere Auffassung hielt die in der 
' Regierungsvorlage vorgesehene Regelung für zu- 
treffend. Nach eingehender Würdigung des Für und 
Wider sprach sich die Mehrheit des Ausschusses 
dafür aus, die vorgesehenen Vergünstigungen zwar 
beizubehalten, den Grad der Abzinsung aber durch 
Herabsetzung des Abzinsungssatzes auf 3,5 v. H. 
jährlich abzuschwächen, um dadurch die Vorteile 
bei den Ertragsteuern, pauschal abzugelten. 

Wegen der Gründe, die zur Einfügung des Ab- 
, Satzes 8 geführt haben, wird auf die Ausführungen 
' zu § 13 verwiesen. 

Zu § 15 

Nach der Regelung des § 12 des Entwurfs bleiben 
etwaige Erträge des beschlagnahmten Auslandsver- 
mögens, die sich bis zur Rückgabe des Vermögens 
I ergeben haben, bei bilanzierenden Steuerpflich- 
tigen steuerfrei, da sie zusammen mit der Substanz 
erfolgsneutral eingebucht werden. Der Entwurf sah 
dementsprechend in § 15 vor, daß die Erträge des 
I beschlagnahmten Vermögens auch bei den nicht 
I bilanzierenden Steuerpflichtigen von der Einkom- 
I mensbesteuerung freigestellt werden. 

I Der Ausschuß hat sich bei der großzügigen Rege- 
lung des § 12, die von einer Besteuerung der vor 
der Rückgabe erzielten Erträge absieht, für eine 
Einschränkung bei dem in der Schweiz freigege- 
I benen Vermögen ausgesprochen (vgl. die obigen 
j Ausführungen). Der Ausschuß hält es aber auch 
nicht für gerechtfertigt, die nicht bilanzierenden 
Steuerpflichtigen — in der Hauptsache die privaten 
Vermögensbesitzer — völlig von der Versteuerung 
I der während der Zeit der Beschlagnahme angefal- 
I lenen Erträge des freigegebenen Auslandsver- 
' mögens freizustellen, da in diesen, Fällen das frei- 
gegebene Vermögen nicht wie bei den bilanzieren- 
den Steuerpflichtigen zur Vermögensabgabe heran- 
gezogen wird. Der Ausschuß schlägt deshalb vor, 

1 die Erträge des beschlagnahmten und zurückgege- 
benen Auslandsvermögens bei den nicht bilanzie- 
renden Steuerpflichtigen in dem gleichen Umfang 
zur Besteuerung heranzuziehen, wie es bereits für 
I das freigegebene Vermögen in der Schweiz vor- 
gesehen ist. 

Zu § 17 a 

Nach § 23 des Dritten D-Markbilanzergänzungs- 
j gesetzes können Geldinstitute die Rückstellungen für 
' die am 21. Juni 1948 bestehenden Pensionsverpflich- 
tungen auf der Grundlage eines Rechnungszinsfußes 
I von 3 V. H. berechnen. Der Zinsfuß von 3 v. H. war 
! den Geldinstituten mit Rücksicht darauf zugestan- 
den worden, daß die ihnen gewährten Ausgleichs- 
: forderungen, die u. a. auch der Deckung der am 
, 21. Juni 1948 bestehenden Pensionsverpflichtungen 
I dienten, auch nur mit 3 v. H. verzinst werden. Die 
1 Vorschrift des § 23 des Dritten D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzes stellt eine Sonderregelung gegenüber 
der allgemeinen Vorschrift des § 6 a EStG über die 
Bildung von Pensionsrückstellungen dar und geht 
; dieser vor. Die Geldinstitute können deshalb die 
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Rückstellungen für die am 21. Juni 1948 bestehen- 
den Pensionsverpflichtungen auch nach der Neufas- 
sung des § 6 a EStG, die diese Vorschrift durch das 
Stcueränderungsgesetz 1960 erfahren hat, weiterhin 
mit einem Zinsfuß von 3 v. H. berechnen. 

Für Versicherungsunternehmen und Bausparkas- 
sen besteht bisher keine dem § 23 des Dritten 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes entsprechende Vor- 
schrift. Die Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen brauchten bisher auch keine Sonderegelung, 
da die Ausgleichsforderungen bei ihnen mit 3V2 v. H., 
d. h. mit dem gleichen Zinsfuß verzinst werden, der 
in § 6 a EStG als Mindestzinsfuß vorgeschrieben 
war. Nachdem der Mindestzinsfuß des § 6 a EStG 
durch das Steueränderungsgesetz 1960 auf 5V2 v. H. 
erhöht worden ist, müßten die Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen ihre bisher auf der 


Grundlage eines Zinsfußes von 3V2 v. H. berechne- 
ten Rückstellungen für die am 21. Juni 1948 be- 
stehenden Pensionsverpflichtungen teilweise auf- 
lösen. Das wäre eine Härte, da die diesen Pensions- 
rückstellungen gegenüberstehenden Ausgleichsfor- 
derungen weiterhin nur mit 3V2 v. H. verzinst wer- 
den. 

Der Ausschuß schlägt deshalb vor, den Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen durch eine 
dem § 23 des Dritten D-Markbilanzergänzungsgeset- 
zes entsprechende Vorschrift die Fortführung der 
Rückstellungen für die am 21. Juni 1948 bestehen- 
den Pensionsverpflichtungen auf der Grundlage 
eines Rechnungszinsfußes von 3V2 v. H. zu gestatten. 

Ich darf das Hohe Haus bitten, dem Gesetzentwurf 
in der vom Finanzausschuß vorgeschlagenen Fas- 
sung zuzustimmen. 


Bonn, den 15. Februar 1961 


Freiherr von Kühlmann-Stumm 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2186 — mit der 
Maßgabe, daß 


2. in § 13 Absatz 2 gestrichen wird und in Absatz 3 1 
die Worte „gelten die Absätze 1 und 2" durch , 
die Worte „gilt Absatz 1" ersetzt werden, 

3. § 14 wie folgt geändert wird: 

a) in Absatz 2 Satz 4 werden die Worte „5,5 vom 
Hundert" durch die Worte „3,5 vom Hundert" 
ersetzt, 

b) der folgende Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Vermögensgegenstände im Sinne des i 
§ 4 Abs. 1 und 4 gelten nicht als Vermögen, ! 
das der Vermögensabgabe unterliegt (§§ 21, * 5. 
80 des Lastenausgleichsgesetzes) und nicht, j 


als Vermögen, das für Zwecke der Kredit- 
gewinnabgabe bei der Ermittlung des Werts 
des gewerblichen Betriebs an dem für die 
DM-Eröffnungsbilanz maßgebenden Stichtag 
zu berücksichtigen ist (§ 167 Abs. 5 des 
Lastenausgleichsgesetzes). Die Absätze 5 und 6 
gelten entsprechend.", 

§ 15 folgende Fassung erhält: 

»§ 15 

Einkünfte, die im Zusammenhang mit der 
Rückgabe von Vermögensgegenständen, die von 
dem Kontrollratsgesetz Nr. 5 oder entsprechen- 
den Vlaßnahmen im Ausland erfaßt oder auf 
Grund des Gesetzes Nr, 53 der Militärregierung, 
der Anordnung der Alliierten Kommandantur 
Berlin BK/0(46) 337 oder der von den Komman- 
danten des amerikanischen, britischen und fran- 
zösischen Sektors von Berlin erlassenen Verord- 
nung Nr. 500 abgeliefert worden sind, zufließen 
und nicht nach § 4 Abs. 1 oder § 5 des Einkom- 
mensteuergesetzes ermittelt werden, sind zur 
Einkommensteuer nach den Steuersätzen des 
§ 34 des Einkommensteuergesetzes und zur 
Körperschaftsteuer mit einem Viertel des Kör- 
perschaftsteuersatzes heranzuziehen. § 12 Abs. 2 
Satz 3 und Abs. 5 gelten entsprechend.", 

hinter § 17 der folgende Abschnitt eingefügt 
wird: 


1. § 12 um folgenden Absatz 8 ergänzt wird: 

„(8) § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die drei Ab- I 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- ; 
land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft ' 4, 
über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz, über die Regelung der Forderungen der j 
Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen das 
ehemalige Deutsche Reich und zum deutschen j 
Lastenausgleich vom 7. März 1953 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 15) bleibt unberührt.", 
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„Dritter Abschnitt j 

Steuerliche Vorschriften für Pensionsrück- 
stellungen der Versicherungsunternehmen und | 
Bausparkassen ' 

§ 17 a ' 

§ 23 des Dritten D-Markbilanzergänzungsgeset- | 
zes findet auf Versicherungsunternehmen und ! 
Bausparkassen für Wirtschaftsjahre, die nach j 
dem 15. Dezember 1960 enden, mit der Maßgabe | 
Anwendung, daß an die Stelle eines Rechnungs- ' 
Zinsfußes von 3 vom Hundert ein solcher von | 
3,5 vom Hundert tritt.", | 

6. § 19 Abs. 2 folgende Fassung erhält: I 

„(2) Für die Anwendung dieses Gesetzes nach | 
Absatz 1 gilt folgendes: 

1. Soweit dieses Gesetz auf Vorschriften I 
des D-Markbilanzgesetzes oder des ■ 
D-Markbilanzergänzungsgesetzies Be- ' 
zug nimmt, treten an deren Stelle die 
entsprechenden Vorschriften des Ge- ' 
setzes des Landes Berlin über die Er- 
öffnungsbilanz in Deutscher Mark und | 
die Kapitalneufestsetzung (D-Mark- 
bilanzgesetz) vom 12. August 1950 
(Verordnungsblatt für Groß-Berlin I 
S. 329) und des Gesetzes des Landes j 
Berlin zur Änderung und Ergänzung 
des D-Markbilanzgesetzes (D-Mark- , 
bilanzergänzungsgesetz) vom 24. Mai | 


1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 382). 

2. Soweit dieses Gesetz auf Vorschrif- 
ten des Wertpapierbereinigungsgeset- 
zes Bezug nimmt, treten an deren 
Stelle die entsprechenden Vorschriften 
des Gesetzes des Landes Berlin zur 
Bereinigung des Wertpapierwesens 
(Wertpapierbereinigungsgesetz) vom 
26. September 1949 (Verordnungsblatt 
für Groß-Berlin I S. 346). 

3. Soweit dieses Gesetz auf §§ 9, 10 des 
Gesetzes zur Bewertung des Vermö- 
gens für die Kalenderjahre 1949 bis 
1951 (Hauptveranlagung 1949) vom 
16. Januar 1952 (Bundes gesetzbl. I 
S. 22) Bezug nimmt, treten an deren 
Stelle §§ 10, 11 des Zweiten Gesetzes 
über die Neuordnung der Vermögens- 
besteuerung in Berlin (Zweites 
Vermögensbesteuerungsgesetz vom 
9. März 1954 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin S. 140).", 

7. § 20 folgende Fassung erhält: 

„§ 20 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1961 in Kraft.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 15. Februar 1961 


Der Finanzausschuß 

Neuburger Freiherr von Kühlmann-Stumm 

Vorsitzender Berichterstatter 
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